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Das Leben voll im Griff
Versicherung und Vorsorge – 
sie gehören zum Betriebs­
management und sind ein 
Zusammenspiel von Selbstbe­
stimmung, Risikoanalyse sowie 
fachlicher Beratung. Doch sie 
müssen geplant werden, bevor 
es zu spät ist. Das betonten 
alle Referenten an der öffentli­
chen Tagung des Ausserrhoder 
Bauernverbands in Teufen. 

Text und Bild: Esther Zellweger, Speicher

Die finanzielle Vorsorge ist ein 
Dauerthema. Aktuell im Zusam­
menhang mit der Agrarpolitik 
2022+. Da sollen Vorsorge und 
Versicherung gegen Verdienstaus­
fall für mitarbeitende Ehegatten 
obligatorisch werden. Ansonsten 
droht eine Kürzung der Direktzah­
lungen. Beat Brunner, Präsident 
des Bauernverbandes Appenzell 
Ausserrhoden (BVAR), sieht das 
anders: «Ich bin der Meinung, Be­
triebsleiter regeln das bereits jetzt 
und es braucht kein neues Ge­

setz», sagte er an der öffentlichen 
Tagung des BVAR in Teufen an­
fangs Woche. Mit dem gewählten 
Thema «Vor(Sorge): agieren – re­
agieren – Zukunft planen» sprach 
der BVAR zahlreiche Bäuerinnen 
und Bauern an, die der Einladung 
folgten. Und spätestens als Brun­
ner erinnerte, dass es nebst einer 
finanziellen auch eine rechtliche 

Vorsorge gibt, war klar, das Thema 
ist brisant.  

Wenn die Kräfte nachlassen
Ohne Worte, dafür mit aussagekräf­
tigen Bildern machte Peter Dörf­
linger, Präsident der Kindes- und 
Erwachsenenschutzbehörde (Kesb) 
des Kantons Appenzell Ausserrho­
den, auf die Schattenseiten des Al­

An der Tagung des BVAR in Teufen begrüsste Beat Brunner (Mitte) die 
Referenten Hanspeter Flückiger (rechts) und Peter Dörflinger.

Aussichten aufs Jahr 2020
Mit der AP 2022+, den beiden Volksinitiativen gegen den Einsatz von Pestiziden und dem Freihandelsabkom­
men mit den Mercosur-Staaten stehen für die Landwirtschaft entscheidende Themen an. Bei einer Annahme 
der Initiativen befürchtet Beat Brunner, dass die Nahrungsmittelproduktion auf den Kopf gestellt wird. 
«Eigentlich haben es die Konsumenten jetzt schon in der Hand, unsere Produktion zu steuern», bemerkte er 
und wies auf den aktuellen Überschuss im Bio-Milchmarkt hin. 
Regierungsrat Dölf Biasotto, Vorsteher des Departementes Bau und Volkswirtschaft, informierte über die Arbeit 
in seinem Departement. Die Prüfung der Güllegruben sei fast abgeschlossen und die Zusammenführung der 
Forstbetriebe im Hinterland zum Forstbetrieb am Säntis gelungen. Weiter machte er auf den obligatorischen 
Holzerkurs aufmerksam für diejenigen, die Holzerarbeiten für Dritte ausführen. Auch informierte Biasotto über 
die Abfall- und Deponieplanung, den Stand der Gewässerschutzausscheidung und über das Energiegesetz, das 
in der Vernehmlassung ist. Ebenso beschäftige ihn der Wolf, der im November im Appenzellerland Schafe ge­
rissen hat, so Biasotto. Für ihn ist klar, der SMS-Warndienst vom Amt für Landwirtschaft muss ausgebaut wer­
den und der Herdenschutz einen hohen Stellenwert erhalten. Für die Abstimmung im Mai, wo die Herisauer 
Stimmbürger über einen Baukredit für einen neuen Bahnhofplatz mit Bushof abstimmen und gleichzeitig die 
kantonale Stimmbevölkerung zur Verschiebung des Strassenknotens / Kreisels ihre Meinung an der Urne äus­
sern muss, hofft der Regierungsrat auf die Unterstützung und die Zustimmung des BVAR.� ez.
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Rters aufmerksam. Verschiedene For-
men von Demenzerkrankungen, Un-
fälle mit Schädel-Hirn-Verletzungen 
oder Krankheiten wie Schlaganfälle 
erschweren die «Besorgung der 
eigenen Angelegenheiten» oder 
verunmöglichen sie. Verantwortung 
muss abgegeben werden und die 
Urteilsfähigkeit wird auf die Probe 
gestellt. Der Entscheid «urteilsfä-
hig» oder «urteilsunfähig» wird 
nicht vom Arzt oder der Ärztin ge-
fällt, sondern von der Behörde, die 
sich mit dem konkret zu beurteilen-
den Geschäft befasst, zum Beispiel 
beim Grundstückverkauf das Grund-
buchamt. Urteilsunfähig ist gleich-
bedeutend mit handlungsunfähig 
und heisst auch, dass die eigene Un-
terschrift plötzlich nichts mehr wert 
ist und die gesetzlichen Vertretungs-
rechte zur Anwendung kommen. 
Diese sind im Zivilgesetzbuch (ZGB) 
geregelt. Ob Heimeintritt, Operation 
oder lebenserhaltende Massnah-
men – die Vollmacht über das eige-
ne Leben muss in fremde Hände ge-
legt werden. Nicht immer können 
oder wollen der Ehegatte oder die 
Nachkommen diese Aufgabe über-
nehmen. Manchmal ist auch die Be-
ziehung zu einer anderen Person 
besser.

Vorsorge zur richtigen Zeit
«Für solche Fälle gibt es den Vor
sorgeauftrag», erklärte Peter Dörf-
linger. Mit einem Vorsorgeauftrag 
nutzt eine urteilsfähige Person die 
Möglichkeit, ihre Selbstbestim-
mung auch bei eintretender Urteils-
unfähigkeit zu behalten. Sie be-
stimmt im Voraus, welche Person 
sie in welchem Bereich vertreten 
soll. Die Hauptelemente eines um-
fassenden Vorsorgeauftrags sind 
die Personensorge, die Vermögens-
verwaltung und die rechtliche Ver-
tretung. Die Formvorschrift ist 
gleich wie beim Testament: voll-
ständig von Hand geschrieben oder 
öffentlich beurkundet. Eine sinnvol-

le Ergänzung ist das Beilegen einer 
ärztlichen Bescheinigung, dass zur 
Zeit des Erlassens des Auftrages 
keine medizinischen Hinweise auf 
Einschränkung der Urteilsfähigkeit 
vorhanden waren. Der Vorsorgeauf-
trag tritt erst in Kraft, wenn der Ver-
fasser respektive die Verfasserin ur-
teilsunfähig und das Schreiben von 
der Kesb validiert ist. 
Anders die Patientenverfügung, die 
mit einer gültigen Unterschrift so-

fort in Kraft tritt. Mit der Patienten-
verfügung können medizinische 
Massnahmen akzeptiert oder ab-
gelehnt werden. Auch kann be-
stimmt werden, welche Person bei 
der eigenen Urteilsunfähigkeit über 
die medizinischen Massnahmen 
entscheidet. «Um Missverständnis-
se auszuschliessen, sollte die Pati-
entenverfügung immer gemeinsam 
mit dem Arzt ausgefüllt werden», 
riet Peter Dörflinger. 

Risikopolitik einschätzen
Hanspeter Flückiger, Leiter Produkt- 
und Vertriebsmanagement bei der 
Agrisano, referierte über die Grund-
sätze der Versicherung und Vorsorge 
auf einem Betrieb. «Beides gehört 
zur Betriebsplanung dazu», machte 
er bewusst. Für ihn stelle sich immer 
die Frage, was ist effektiv notwen-

dig, um Risiken abzudecken. Auch 
welches Ziel angestrebt werde und 
ob die Restrisiken selber getragen 
werden können. «Mit einer Versiche-
rung kann das Risiko abgegeben 
werden», fasste er zusammen. Mit 
dem «Drei-Säulen-Prinzip» der 
Schweiz veranschaulichte er die Viel-
falt der Versicherungen und erklärte 
den Sonderfall Landwirtschaft. So 
sind mitarbeitende Familienmitglie-
der gemäss dem Familienzulagen-

gesetz (FLG) – ebenso wie Selbst-
ständigerwerbende – nicht der 
Krankentaggeld-, der Arbeitslosen- 
und der Unfallversicherung sowie 
der beruflichen Vorsorge unterstellt. 

Der Zeitpunkt X
Bei der finanziellen Vorsorge müsse 
überlegt werden, wie der Bedarf zu 
verschiedenen Zeitpunkten sei, 
kurz- und langfristig und auch in 
der Pension, führte Flückiger aus. 
«Da sind Treuhänder und Versiche-
rer oftmals im Clinch.» Treuhänder 
wollen das AHV-Einkommen tief 
halten, die Vorsorge denkt über das 
ordentliche Pensionsalter hinaus. 
Hanspeter Flückiger empfiehlt, 
jede Einzelsituation zu prüfen und 
die steuerlichen Aspekte zu berück-
sichtigen. «Sich beraten zu lassen 
braucht Zeit, doch es lohnt sich.»

Nach den Referaten mangelte es nicht an Gesprächsstoff.
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